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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Rechtsansprüche aller Kinder und Jugendlichen 
uneingeschränkt gewährleisten – keine Zweiklassen-Jugendhilfe 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin soll Rechtsansprüche umsetzen und verteidigen. Die Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe gelten uneingeschränkt für alle Kinder und 
Jugendlichen, die sich in Deutschland aufhalten. Entwicklungen hin zu einer 
Zweiklassen-Jugendhilfe müssen zurückgewiesen werden. 

   
Ausgangslage 
  
Die Jugendhilfe in Berlin steht vor der Aufgabe, gleiche Rechte und Teilhabe für 
alle Kinder und Jugendlichen zu gewährleisten, unabhängig von Herkunft oder 
Aufenthaltsstatus. Die Senatsverwaltung für Jugend und die bezirklichen Berliner 
Jugendämter, sind laut Haager Kinderrechtskonvention und dem SGB VIII dazu 
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verpflichtet, Minderjährigen, die sich in Berlin aufhalten, den Weg in die 
Jugendhilfe zu ermöglichen. 
  
Warum geraten die Rechtsansprüche junger Geflüchteter unter Druck? 
  
Doch in der Praxis zeigt sich: Geflüchtete junge Menschen werden systematisch 
benachteiligt, insbesondere beim Übergang in die Volljährigkeit. Narrative einer 
Selbstständigkeit, die sich allein durch den Umstand der Flucht begründe, halten 
sich seit Jahren hartnäckig und führen zu einer Ungleichbehandlung innerhalb des 
Jugendhilfesystems. Dies widerspricht nicht nur den Vorgaben des SGB VIII, 
sondern auch der UN-Kinderrechtskonvention. 
  
Aktuell enden Hilfen für junge Volljährige oft pauschal mit 18 Jahren oder werden 
auf ambulante Angebote reduziert. Verschiedene Jugendämter besprechen auch 
öffentlich Ideen einer Ungleichbehandlung von jungen Geflüchteten. Dabei liegen 
bei geflüchteten jungen Menschen besonders häufig Jugendhilfegründe vor: 
Traumata; Nachreifungsbedarfe, die sich aus Jahren auf der Flucht ergeben; 
unterbrochene Bildungsbiografien oder Herausforderungen in der 
Beziehungsgestaltung, um nur Einige zu nennen. 
  
Obwohl das SGB VIII bei Vorliegen eines begründeten Einzelfalles eine 
Verlängerung der Hilfe bis zum 27. Lebensjahr vorsieht, sind Bewilligungen für 
junge Geflüchtete über das 21. Lebensjahr hinaus eine Seltenheit. Dagegen wird 
die Jugendhilfe immer öfter für viele Jugendliche direkt nach Eintritt der 
Volljährigkeit abgebrochen, ohne dass die jungen Menschen auf diese 
Veränderung vorbereitet worden wären. 

  
Die schon bestehende Ungleichbehandlung zeigt sich auch in Konzepten wie 
sogenannten „Clearingleaver Einrichtungen“. Diese sind angelehnt an Careleaver 
Einrichtungen, in denen die Miete von Sozialleistungsträgern, wie Jobcenter oder 
LAF übernommen wird und die Betreuungsleistung ambulant vom Jugendamt. 
Grundidee des Careleaving war junge Menschen nach Jahren der 
Jugendhilfeerfahrung einen strukturierten und langsamen Übergang aus der 
Jugendhilfe heraus zu ermöglichen. Unter anderem auch dadurch, dass sie zwar 
beim neuen Sozialhilfeträger angebunden werden aber weiterhin Betreuung durch 
das Jugendamt und ggf. sogar durch schon bekannte Betreuer*innen erhalten. 
Sogenannte „Clearingleaver Einrichtungen” führen dieses Konzept ad absurdum. 
Diese Einrichtungen sind für junge Geflüchtete gedacht, die während der 
Inobhutnahme durch die Senatsverwaltung innerhalb des Clearings die 
Volljährigkeit erreichen. Leider wird ihnen viel zu oft ohne ordentliche 
Bedarfsprüfung der Platz in der „Clearingleaver Einrichtung“ als einzige Alternative 
zur Obdachlosigkeit angeboten. Da hier in der Regel nur Volljährige betreut 
werden, sind diese Einrichtungen der Betriebserlaubnispflicht enthoben und 
müssen zum Teil qualitative Standards der Jugendhilfe nicht erfüllen. Anstatt wie 
beim Careleaving jungen Menschen einen positiven Übergang aus der Jugendhilfe 
heraus zu ermöglichen, wird hier durch die „Clearingleaver Einrichtungen” ein Weg 
um die stationäre Jugendhilfe herum gebaut. 
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Besonders erschreckend sind die Vorschläge die mit dem Referent*innenentwurf 
für das 1. Kinder- und Jugendhilfe Strukturreformgesetz einhergehen. Unter 
Anderem soll eine Bußgeldvorschrift für junge Geflüchtete eingeführt werden, die 
sich aus dem für sie zuständigen Landkreis heraus bewegen. Außerdem ist davon 
auszugehen, dass junge Geflüchtete von den allgemein geplanten 
Standardabsenkungen innerhalb der Kinder und Jugendhilfe besonders betroffen 
wären. 
  
Das SGB VIII kennt keine Leistungsgewährung aufgrund der Herkunft, die 
praktische Arbeit leider schon. Auch die aktuellen Zukunftsaussichten, legen den 
Verdacht nahe, dass eine Zweiklassen Jugendhilfe zementiert werden soll. 
  
Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 
  
Das Land Berlin trägt die Verantwortung dafür, die gesetzlichen Vorgaben des SGB 
VIII in seinem Zuständigkeitsbereich konsequent umzusetzen. Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe dürfen ausschließlich nach dem individuellen Hilfebedarf 
gewährt werden und nicht von Herkunft oder Aufenthaltsstatus abhängen. Darüber 
hinaus muss Berlin Entwicklungen entgegenwirken, die zu einer Absenkung von 
Jugendhilfestandards oder zur Etablierung einer Zweiklassen-Jugendhilfe führen. 
  
Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge: 
  

• Keine pauschalen Beendigungen von Hilfen und Leistungen mit Vollendung 
des 18. Lebensjahrs aufgrund von Kostenduck der Bezirke. Verlässliche und 
bedarfsgerechte Finanzierung der Jugendhilfe sowie eine auskömmliche 
Kostenverteilung zwischen Land und Bezirken muss sichergestellt werden. 
Krisen dürfen nicht zu Lasten der Schwächsten, wie geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen gehen.  

• Verlängerungen der Hilfen bis 27 Jahre müssen standardmäßig geprüft und 
bei Vorliegen der Voraussetzungen gewährt werden. Pauschale 
Altersgrenzen oder Kostenvorbehalte sind mit dem SGB VIII unvereinbar. 

• Keine Absenkung von Jugendhilfestandards durch Konzepte wie 
„Clearingleaver Einrichtungen”. 

• Echte Partizipation erfordert den Einsatz von Sprachmittlung in der 
Hilfeplanung, damit junge Geflüchtete ihre Bedarfe selbst einbringen 
können. 

• Wohnraum im geschützten Marktsegment muss für junge Volljährige 
zugänglich sein – durch den Ausbau betreuter Wohnformen und kleine 
Wohneinheiten sowie durch Kontingente bei landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften 

• Verlässliche Planung statt Krisenmodus: Bestehende Kapazitäten in der 
Jugendhilfe müssen gesichert werden. Eine Reduzierung von Plätzen wäre 
ein Rückschritt. 

• Aktive Mitgestaltung der SGB VIII-Novelle: Die Berliner Landesregierung 
muss sich für den Erhalt der bestehenden Jugendhilfestandards einsetzen. 
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Bußgelder für minderjährige Geflüchtete, wie im Referentenentwurf beim 
Verlassen des zuständigen Landkreises vorgesehen, befördern eine Zwei-
Klassen-Jugendhilfe und sind mit dem Primat der Kinder- und Jugendhilfe 
nicht vereinbar. 

  

  

 


